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(Nr. 9910.) Uebereinkunft zwiſchen Preußen und Heſſen wegen Fortführung der Main— 
Kanaliſirung oberhalb Frankfurt bis Offenbach. Vom 15. Februar 1897. 


Nachdem Seine Majeſtät der König von Preußen und Seine Königliche 
Hoheit der Großherzog von Heſſen und bei Rhein beſchloſſen haben, über die in 
Artikel XIII der Uebereinkunft vom 1. Februar 1883, die Kanaliſirung des 
unteren Mains betreffend, vorgeſehene Fortführung der Main-Kanaliſirung ober- 
halb Frankfurt bis Offenbach Beſtimmung zu treffen, ſind, mit der erforderlichen 
Ermächtigung verſehen, und zwar: 
von Seiten Seiner Majeſtät des Königs von Preußen: 
Allerhöchſtihr Staatsminiſter, Staatsſekretär des Auswärtigen Amts, 
Freiherr Marſchall von Bieberſtein, 
von Seiten Seiner Königlichen Hoheit des Großherzogs von 
Heſſen und bei Rhein: 
Allerhöchſtihr außerordentlicher Geſandter und bevollmächtigter Miniſter, 
Wirklicher Geheimer Rath Dr. von Neidhardt 
zuſammengetreten und haben vorbehaltlich Allerhöchſter Ratifikation nachſtehende 
Uebereinkunft abgeſchloſſen: 
Artikel J. 


Die Königlich Preußiſche Regierung geſtattet der Großherzoglich Heſſiſchen 
Regierung in Ausführung der Beſtimmungen des Artikels XIII der Uebereinkunft 
vom 1. Februar 1883, die Fortführung der Kanaliſirung des Mains oberhalb 
Frankfurt a. M. und den unentgeltlichen Anſchluß an die Kanaliſirungswerke 
bei dieſer Stadt auf Grund des dem Preußiſchen Miniſter der auswärtigen An⸗ 
gelegenheiten mitgetheilten allgemeinen Entwurfs, nach welchem die Wehr- und 
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Schleuſenanlage oberhalb Frankfurt a. M. und zwar die Wehraxe ihre Stelle 
etwa 100 Meter oberhalb der Heſſiſch⸗Preußiſchen Grenze erhalten ſoll. 

Die landespolizeiliche Prüfung und Feſtſtellung der Einzelpläne der im 
Königlich Preußiſchen Gebiet belegenen Kanaliſirungsanlage erfolgt nach Maß⸗ 
gabe der Königlich Preußiſchen Geſetze und Verordnungen. 


ö Artikel II. 

Die geſammten Koſten der Stauanlage und deren Unterhaltung einſchließlich 
der Koſten der Austiefung des Mainbettes oberhalb der alten Brücke und der 
Unterhaltung des Fahrwaſſers von hier bis zur Offenbach⸗Bürgeler Gemarkungs⸗ 
grenze trägt die Großherzoglich Heſſiſche Regierung. 

Auf der Stromſtrecke von der Obermainbrücke bis zum Metzgerbruchgraben 
wird Heſſen die Schiffsliegeplätze im Strom am rechten Ufer in einer Breite von 
50 Meter vom Ufer einſchließlich der Fahrrinne durch Vertiefung der Flußſohle 
für die Großſchifffahrt zugänglich machen. 


Artikel III. 

Wegen aller Schäden, welche auf Königlich Preußiſchem Gebiet durch die 
Anlage, insbeſondere auch in Folge Hebung des Waſſerſpiegels, durch Anſteigen 
des Grundwaſſers und Ueberſtauung oder durch Veränderung von Leinpfaden 
und Straßen, Privaten, Gemeinden und Korporationen zugefügt werden 
möchten, übernimmt die Großherzoglich Heſſiſche Regierung die Vertretung nach 
Maßgabe der im Königreich Preußen geltenden Geſetze. 


Artikel IV. 

Die Verfügung über die Waſſerkraft der neuen Stauanlage ſteht der 
Königlich Preußiſchen Regierung zu. Letztere wird Anlagen nicht herſtellen oder 
zulaſſen, gegen welche die Großherzoglich Heſſiſche Regierung im Intereſſe des 
Schifffahrtsbetriebes und der Flößerei auf der von ihr kanaliſirten Strecke 
gegründete Einwendungen erhebt. 


Artikel V. 

Für den Fall, daß die Königlich Preußiſche Regierung zur Fortſetzung 
der Kanaliſirung des Mains bis Hanau oder bis zur Landesgrenze bei Kahl 
ſich entſchließen ſollte, wird die Großherzoglich Heſſiſche Regierung den unent- 
geltlichen Anſchluß an ihre Kanaliſirungswerke geſtatten, ſofern gegen die Art 
der Ausführung des Unternehmens nach dem ihr zur Prüfung mitzutheilenden 
Entwurf Bedenken nicht geltend zu machen ſein werden. 

Es ſollen alsdann die Beſtimmungen des gegenwärtigen Vertrages auf 
dieſes Unternehmen ſinngemäße Anwendung finden. 


Artikel VI. 


Die Königlich Preußiſche Regierung iſt befugt, auf der Strecke des 
Mains unterhalb Frankfurt a. M. und im Falle der Fortſetzung der Kanaliſirung 
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bis Hanau oder bis zur Landesgrenze bei Kahl auch auf dieſer Strecke für die 
Benutzung der Kanaliſirungsanlagen von allen Schiffsfahrzeugen, für welche die 
vor der Kanaliſirung vertragsmäßig feſtgeſetzte Tiefe von 0, Meter bei Niedrig- 
waſſer nicht ausreichen würde, Abgaben zu erheben und die Tarife hierfür ſelb⸗ 
ſtändig feſtzuſetzen. Die gleiche Befugniß ſteht der Großherzoglich Heſſiſchen 
Regierung hinſichtlich der ihrerſeits oberhalb Frankfurt a. M. ausgeführten 
Kanaliſirungsanlagen mit der Maßgabe zu, daß, ſo lange Preußen auf der 
unteren Strecke Abgaben nicht erhebt, auch auf der oberen Strecke ſolche von 
Heſſen nicht erhoben werden dürfen. 


Artikel VII. 
Im Uebrigen finden die Beſtimmungen der Artikel III bis IX, XI und 
XII der Uebereinkunft vom 1. Februar 1883 und zu II des zugehörigen Schluf- 
protokolls auch auf die Kanaliſirung des Mains oberhalb Frankfurt a. M. ſinn⸗ 
gemäße Anwendung. 
Artikel VIII. 
Die Ratifikationen dieſer Uebereinkunft ſollen ſobald als möglich in Berlin 
ausgewechſelt werden. f a 
Deſſen zu Urkund iſt dieſe Uebereinkunft doppelt ausgefertigt, von den 
Bevollmächtigten unterſchrieben und mit deren Inſiegel verfehen worden. 


So geſchehen zu Berlin, am 15. Februar 1897. 


(L. S.) Frhr. v. Marſchall. 
(L. S.) v. Neidhardt. 


Schlufiprotokoll. 


Gelegentlich der Feſtſtellung der Uebereinkunft über Fortführung der Kanaliſirung 
des Mains oberhalb Frankfurt a. M. ſind noch folgende Erklärungen in das gegen⸗ 
wärtige Protokoll niedergelegt worden. VIE e eee 


Zu II. 

Von dem Königlich Preußiſchen Bevollmächtigten wird erklärt, daß zwar 
die Vertiefung des Fahrwaſſers auf der Strecke vom eiſernen Steg bis zur alten 
Brücke planmäßig zur Ausführung gebracht werden ſolle, dagegen eine Ver⸗ 
pflichtung, für Höherlegung des eiſernen Steges Sorge zu tragen, ſeitens ſeiner 
Regierung nicht übernommen werde, da dieſelbe zum we Mainkanaliſirung 
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bis Offenbach keinerlei Koſten aufzuwenden in der Lage ſei, die nicht in dem 
Entwurf für die Erweiterung der Mainkanaliſirung bereits enthalten ſeien. 

Der Großherzoglich Heſſiſche Bevollmächtigte lehnt die Uebernahme einer 
Verpflichtung bezüglich der Höherlegung des eiſernen Stegs ebenfalls ab. 


Zu VI. 

Es beſteht Einverſtändniß darüber, daß vor Ausführung der Kanaliſirung 
beim niedrigſten Waſſerſtand, d. h. ＋ 0, des Frankfurter Staatspegels, auf dem 
Main Schiffe bis höchſtens 3000 Centner (150 Tonnen) Tragfähigkeit mit voller 
Ladung haben fahren können. Es bildet hiernach die Tragfähigkeit von 150 Tonnen 
die Grenze für die Abgabefreiheit. 

Zu VII. 

Es beſteht Einverſtändniß darüber, daß 

a) der Geltungsbereich der Polizei-Ordnung über die Schifffahrt und 
Flößerei auf dem kanaliſirten Main unterhalb Frankfurt a. M. mit 
Inbetriebnahme der neuen Schleuſenanlagen oberhalb Frankfurt bis zur 
Gemarkungsgrenze zwiſchen Offenbach und Bürgel auszudehnen iſt, 

b) daß die Befugniß des Niederlegens und Aufrichtens des Wehrs ober⸗ 
halb Frankfurt a. M. nach eigenem Ermeſſen anzuordnen ausſchließlich 
dem Königlich Preußiſchen Waſſerbau-Inſpektor in Frankfurt a. M. 
zu übertragen iſt. Die hierdurch entſtehenden Koſten insbeſondere be⸗ 
züglich der erforderlichen Telephonverbindung werden von Heſſen über⸗ 
nommen werden. 

Gegenwärtiges Protokoll ſoll ohne beſondere Ratifikation als durch den 
Austauſch der Ratifikationen der heutigen Uebereinkunft, auf welche es Bezug hat, 
von den betheiligten Regierungen genehmigt und beſtätigt angeſehen werden. 


So geſchehen und vollzogen zu Berlin in doppelter Ausfertigung am 
15. Februar 1897. 


Frhr. v. Marſchall. 
v. Neidhardt. 


Die vorſtehende Uebereinkunft ift ratiſizirt worden und die Auswechſelung 
der Ratifikations⸗Urkunden hat ſtattgefunden. 
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(Nr. 9911.) Geſetz, betreffend die Feſtſtellung eines Nachtrags zum Staatshaushalts⸗Etat für 
das Jahr vom 1. April 1897/8. Vom 8. Juni 1897. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 
verordnen, mit Zuſtimmung der beiden Häuſer des Landtages der Monarchie, 
was folgt: 

8. 1. 


Der dieſem Geſetze als Anlage beigefügte Nachtrag zum Staatshaushalts⸗ 
Etat für das Jahr vom 1. April 1897/98 wird in Ausgabe — Zu⸗ und 
Abgang — auf 1000 000 Mark feſtgeſtellt und tritt dem Staatshaushalts⸗Etat 
für das Jahr vom 1. April 1897/98 hinzu. 


$. 2. 
Der Finanzminiſter ift mit der Ausführung dieſes Geſetzes beauftragt. 
Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Neues Palais, den 8. Juni 1897. 


(I. S.) Wilhelm. 


v. Boetticher. v. Miquel. Thielen. Frhr. v. Hammerſtein. Schönſtedt. 
Frhr. v. d. Recke. Brefeld. v. Goßler. 
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Nachtrag 


zum 


Staatshaushalts⸗Etat fuͤr das Jahr vom 1. April 1897/98. 


Kapitel. 


N. 


Titel. 


Ausgabe. 


Dauernde Ausgaben. 


EB. I. Dotatiouen. 


Nach Maßgabe des F. 4 Abſatz 3 Nr. 2 des 
Geſetzes vom 27. März 1882 Geſetz⸗Samml. 
S. 214), betreffend die Verwendung der 
5 der r 

Summe für ſich. 


Einmalige und außerordentliche 
Ausgaben. 
II. Finanzminiſterium. 


Zum Ankauf des zu Berlin am Zeughauſe 
unter 2 gelegenen Simonſchen Grundſtücks 
Summe II für ſich. 


III. Miniſterium der öffentlichen 
Arbeiten. 
Verwaltung der Eiſenbahnangelegenheiten. 
Bezirk der Eiſenbahndirektion zu Cöln. 


Zur Erweiterung der Bahnhofsanlagen in 


aa: I. Rate ẽ 
Seite für ſich. 


Gegen den Etat 
für 1. April 1897/98 


Zugang 
Mark. 


500 000 


224560 


500 000 


we 


Kapitel. 


| 


Gegen den Etat 


| für 1. April 1897/98 
= Ausgabe, u 
= Zugang | Abgang 
Mark. Mark. 
Uebertragg 2 


Bezirk der Eiſenbahndirektion 

zu Eſſen a. Ruhr. 
47 a.] Zur Erweiterung des Bahnhofes Dortmund 
(C. M. und B. M.), 1. Rate. 


47 b.] Zur Erweiterung des Bahnhofes Bochum 
(B. M.), 1. Rate 


enn eee e ene 


Summe Kapitel 4. 


Bauverwaltung. 


Zur Uebertragung von ſeitens der Staats⸗ 
verwaltung zu unterhaltenden Wegen und 
Brücken auf kommunale Verbände 


43. 


bine 275 440 
Summe III.. 1000 000 275 440 
dazu: Summe II. — 500 000 


Summe einmalige und n e 
Ausgaben 


1000 0000 775 440 
Dauernde Ausgaben 


— 224560 
Summe ....|1000 0001 000 O00 


Neues Palais, den 8. Juni 1897. 


(I. S.) Wilhelm. 


v. Boetticher. v. Miquel. Thielen. Frhr. v. Hammerſtein. Schönſtedt. 


Frhr. v. d. Recke. Brefeld. v. Goßler. 
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Bekanntmachung. 


Nach Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872 Geſetz-Samml. S. 357) 
ſind bekannt gemacht: 

1) das am 8. März 1897 Allerhöchſt vollzogene Statut für die Genoſſen⸗ 
ſchaft zur Regulirung des Fließes zwiſchen Dolgen- und Mandelkow⸗See 
und des Fuchsfließes in den Kreiſen Dramburg, Regenwalde und Schivelbein 
durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Stettin Nr. 21 S. 137, 
ausgegeben am 28. Mai 1897 (zu vergl. d. Bekanntm. Nr. 3 S. 118); 

2) das am 8. März 1897 Allerhöchſt vollzogene Statut für die Drainage⸗ 
genoſſenſchaft zu Brande im Kreiſe Falkenberg O. S. durch das Amts⸗ 
blatt der Königl. Regierung zu Oppeln Nr. 19 S. 134, ausgegeben am 
7. Mai 1897; 

3) das am 15. März 1897 Allerhöchſt vollzogene Statut für die Entwäſſerungs⸗ 
genoſſenſchaft II zu Großlittgen im Kreiſe Wittlich durch das Amtsblatt 
der Königl. Regierung zu Trier Nr. 17 S. 169, ausgegeben am 
30. April 1897; 

4) das am 5. April 1897 Allerhöchſt vollzogene Statut für den Strom⸗ 
deichverband des Memeldeltas durch das Amtsblatt der Königl. Regierung 
zu Gumbinnen Nr. 18 S. 171, ausgegeben am 5. Mai 1897; 

5) der Allerhöchſte Erlaß vom 7. April 1897, betreffend die Verleihung des 
Rechts zur Chauſſeegelderhebung an den Kreis Pr. Eylau für die von 
ihm zu bauende Chauſſee von Wangnick ꝛc. bis zur Braunsberger 

Kreisgrenze in der Richtung auf Seefeld, durch das Amtsblatt der Königl. 
Regierung zu Königsberg Nr. 20 S. 203, ausgegeben am 20. Mai 1897; 

6) der Allerhöchſte Erlaß vom 12. April 1897, betreffend die Umwandlung 
der von der Stadt M.⸗Gladbach auf Grund des Allerhöchſten Privilegiums 
vom 16. September 1888 und des Allerhöchſten Erlaſſes vom 15. Fe⸗ 
bruar 1892 ausgegebenen vierprozentigen Anleiheſcheine in dreieinhalb— 
prozentige, durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Düſſeldorf 
Nr. 20 S. 179, ausgegeben am 22. Mai 1897; 

7) das am 20. April 1897 Allerhöchſt vollzogene Statut für die Drainage⸗ 
genoſſenſchaft in Melſungen durch das Amtsblatt der Königl. Regierung 
zu Caſſel Nr. 20 S. 103, ausgegeben am 19. Mai 1897, 

8) das Allerhöchſte Privilegium vom 29. April 1897 wegen Ausgabe von 
5 700 000 Mark dreieinhalbprozentiger Anleiheſcheine der Stargard— 
Cüſtriner Eiſenbahn-Geſellſchaft, Ausgabe von 1897, durch das Amtsblatt 
der Königl. Regierung zu Frankfurt a. O. Nr. 22 S. 177, ausgegeben 
am 2. Juni 1897. 
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Nedigirt im Bureau des Staatsminiſteriums. 
Berlin, gedruckt in der Reichsdruckerei. 


